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Erdbebenversicherung als Eventualverpflichtung:  

Anmerkungen aus ökonomischer Sicht 
 

Vorbemerkung 

 
Eine der frühesten Formen der Versicherung geht auf König Hammurapi zurück. Er war der sechste König der 

Ersten Dynastie Babylons (ca. 1792–1750 v. Chr.).1 In dieser Zeit wurde eine Pflichtversicherung für 

Karawanenführer eingeführt, bei der die eingetretenen Schäden am Ende eines Jahres auf alle Karawanenführer 

verteilt wurden. Es liegt also eine Ex-post-Prämienzahlung vor. So innovativ und grundsätzlich nutzensteigernd2 

dieses Konzept auch war, ergaben sich doch einige Nachteile, die auf dem heutigen Versicherungsmarkt als 

ausgeräumt gelten dürfen. Zu nennen sind insbesondere die eingeschränkte Diversifikation – der Risikoausgleich 

erfolgt nur über die Poolteilnehmer – und die Tatsache, dass die Prämie zufallsabhängig bleibt. Die 

Karawanenführer tauschen also eine stochastische Grösse gegen eine gleichfalls zufallsabhängige Grösse, die 

allerdings im Allgemeinen eine geringere Volatilität besitzt. Zudem unterliegt die (stochastische) Ex-post-Prämie 

einem Ausfallrisiko für alle Poolteilnehmer, deren Entschädigungsanspruch geringer ist als die allozierte Prämie. 

Umso erstaunlicher ist es, dass das Konzept der Karawanenversicherung des Königs Hammurapi nun in Form 

der Eventualverpflichtung Erdbeben (EVV) in der Schweiz wieder aufleben soll. 

 

 

Wie soll die Eventualverpflichtung Erdbeben (EVV) ausgestaltet  

werden? 

 
Wesentliche Elemente der EVV sind:3 Die Leistungen für Erdbebenschäden sind auf maximal 22 Mrd. CHF 

beschränkt. Die Abgabe zur Finanzierung einer Entschädigung wird im Schadenfall, d. h. bei Auftreten eines 

grösseren Erdbebens (also Ex-post) erhoben, und beträgt maximal 0,7 % der Versicherungssumme von privaten 

Liegenschaften. Die Abgabe ist somit nicht risikogerecht. Versichert sind Schäden durch ein natürliches Erdbeben 

sowie unmittelbare Folgeschäden, insbesondere durch Feuer oder Flutwellen. Zudem sollen der Anwendungs-

bereich dieser Nachfinanzierung, der Fall des Auftretens mehrerer Schadenereignisse und ein Selbstbehalt der 

 

 

 

 
1  Vgl. Klengel, H. (1994): König Hammurapi und der Alltag Babylons, Artemis & Winkler (Düsseldorf), S. 244-245. 

2  Eine Nutzensteigerung entsteht für risikoaverse Poolteilnehmer dann, wenn die Risiken nicht vollständig stochastisch 

abhängig sind und Zuteilung von Verlusten und Gewinnen im Pool auf die Versicherten fair ist. Zudem müssen die 

Diversifikationsvorteile grösser sein als die Nachteile durch Transaktionskosten. Vgl. Schmeiser, H. / Orozco-Garcia, C. 

(2021): The Merits of Pooling Claims: Mutuals vs. Stock Insurers, Insurance: Mathematics and Economics, Vol. 99, S. 

92-104. 

3  Vgl. Botschaft zum Bundesbeschluss (2024) über die Einführung einer Kompetenz des Bundes im Bereich der 

Finanzierung der Behebung von Gebäudeschäden bei Erdbeben. 
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Gebäudeeigentümer definiert werden. Die entstehenden Transaktionskosten – zu denken ist dabei vor allem an 

die Bereitstellung und Unterhaltung eines funktionsfähigen Schadenmanagements, das Prämieninkasso und die 

Kosten der Eintragung einer Grundschuld zur Reduktion des Ausfallrisikos für rund 4 Millionen Gebäude in der 

Schweiz – bleiben bisher unberücksichtigt. 

 

 

Problematische Aspekte des EVV 

 
Aus unserer Sicht existieren insbesondere die folgenden Problemfelder4:  

 

 Die EVV berücksichtigt keine Transaktionskosten (wie Schadenmanagement, Beratung oder 

Prämieninkasso). Wenn diese von den Steuerzahlern übernommen werden sollen, kommt es zu einem 

Vermögenstransfer zulasten von Nicht-Liegenschaftseigentümern.  

 

 Die Abgabe wirkt wie eine Vermögenssteuer, da sie als Prozentsatz der Versicherungssumme definiert ist 

und dient weder dem sozialen Ausgleich noch nutzt sie die globalen Diversifikationsmöglichkeiten einer 

Versicherungslösung. 

 

 Die EVV sieht eine Ex-post-Abgabe vor. Diese wirkt potenziell krisenverstärkend und unterliegt einem 

Ausfallrisiko. 

 

 Durch die Eintragung einer Grundschuld soll eine Verringerung des angesprochenen Ausfallrisikos der 

Gebäudeeigentümer im Schadenfall realisiert werden. Diese führt aber nicht nur zu hohen 

Transaktionskosten, sondern schränkt auch die Fungibilität der Liegenschaft ein. Die Eigentümer tragen 

vollständig die Kapitalkosten. 

 

 Sowohl das Eintreiben der Abgabe als auch die praktische Umsetzung des Schadenmanagements sind 

fragwürdig. Dies ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass die in Rede stehenden Entschädigungsleistungen 

einem hohen Moralischen Risiko ausgesetzt sind.  

 

 Das Vorliegen des Versicherungsfalls und dabei insbesondere die globale Schadenhöhe, ab der Zahlungen 

an Geschädigte erfolgen sollen, ist im Vorschlag nicht objektiviert und damit politischen Erwägungen 

ausgesetzt. Diese mangelnde Rechtssicherheit ist nicht dazu geeignet, Vertrauen in eine solche Absicherung 

herzustellen. Unabhängig vom konkreten Schwellenwert führt ein Ausschluss basierend auf der 

Gesamtschadensumme dazu, dass Geschädigte bei „lokalen" Erdbebenereignissen – selbst im Fall eines 

 

 

 

 
4  Vgl. Schmeiser, H. (2025): Erdbebenversicherung als Eventualverpflichtung? Eine kritische Betrachtung der tatsächlichen 

Kosten, Studie Institut für Versicherungswirtschaft (St. Gallen). 
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Totalverlusts – keinerlei Absicherung durch die EVV besitzen. Dennoch erscheint die Einführung eines 

Schwellenwerts im Konzept des EVV aufgrund der Kollektivgrösse kaum vermeidbar. 

 

 Das Konzept schränkt die weitere Verbreitung effizienter privatwirtschaftlicher Versicherungslösungen ein, 

die vor allem eine freie Vertragswahl beinhalten. Nach unserem Dafürhalten bietet die EVV grundsätzlich 

keinen verlässlichen individuellen Erdbebenschutz, sondern zielt im Schadenfall auf eine globale 

volkswirtschaftliche Umverteilung ab. 

 

 

Anmerkungen zur neuen Studie des SED 

 
Die am Freitag, dem 12. Dezember 2025, erschienene Studie des SED lässt die beschriebenen EVV-spezifischen 

Probleme im Wesentlichen ausser Acht. Aus ökonomischer Sicht werden einige am Markt existierende 

fakultative Deckungen mit einem hypothetischen Obligatorium verglichen. Die Studie kommt zu dem Schluss, 

dass ein Obligatorium mit prozentualer Einheitsprämie im Durchschnitt deutlich günstiger ist als die bisherigen 

Angebote der privaten Versicherungsgesellschaften. Es wird jedoch nicht diskutiert, woher diese Vorteile 

ökonomisch herrühren sollen. Wenn das Hammurapi-Modell derart signifikante Vorteile für 

Versicherungsnehmerinnen und Versicherungsnehmer erzielen kann, stellt sich die Frage, wie ein erfolgreicher 

privater Versicherungsmarkt, der alle zentralen Lebensrisiken abzusichern in der Lage ist, überhaupt entstehen 

konnte. 

 

Für die Interpretation der Ergebnisse sind nach unserer Sicht die folgenden Punkte von zentraler Bedeutung: 

 

 Einen Rechtsanspruch auf eine Entschädigungszahlung gibt es nicht. Die Entscheidung, ob ein versichertes 

Erdbebenereignis vorliegt, trifft der Bundesrat. Der in der SED-Studie angenommene globale Selbstbehalt 

von 100 Mio. CHF erscheint uns nur begrenzt praktikabel. Eine Auslösung der EVV bei einem 

Gesamtschaden dieser Grössenordnung würde bei rund vier Millionen privaten Liegenschaften in der 

Schweiz dazu führen, dass Zahlungen von durchschnittlich 25 CHF pro Liegenschaft einzufordern wären. 

Dies erscheint angesichts des damit verbundenen administrativen Aufwands nicht realistisch. Eine höhere 

Schwelle für die Auslösung der EVV würde hingegen schnell dazu führen, dass Schäden der 

Grössenordnung des Blatten-Ereignisses von der EVV nicht abgesichert wären. Die EVV-Deckung mag bei 

einem hohen globalen Selbstbehalt günstig sein, sie deckt jedoch nicht den realen Absicherungsbedarf der 

Gebäudeeigentümer. 

 

 Das beschriebene „Non-Performance“-Risiko hat zur Folge, dass Liegenschaftseigentümer in 

erdbebenexponierten Regionen kaum auf eine private Versicherung verzichten können. Der in der Studie 

durchgeführte Prämienvergleich und die dabei unterstellte Substitutionsmöglichkeit zwischen EVV und 

privater Versicherung sind in der Regel nicht gegeben. Vielmehr kommt die EVV-Abgabe für viele 

Liegenschaftseigentümer explizit hinzu. 
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 Die Deckungen der privaten Versicherungen und der EVV unterscheiden sich stark voneinander. Dies 

betrifft vor allem den Umfang der versicherten Risiken (so deckt die EVV beispielsweise nur Gebäude-

schäden). Die Autoren erkennen diesen Punkt zwar an, unternehmen aber keinen Versuch, die Prämie für 

reine Gebäudeversicherungen im privaten Versicherungsmarkt zu approximieren, um so einen validen 

Vergleich vornehmen zu können.    

 

 Die errechnete niedrigere Durchschnittsabgabe der EVV resultiert auch aus a) der Nicht-Berücksichtigung 

von Transaktionskosten, b) die erweitere Diversifikation im Falle einer Pflichtversicherung durch die 

Integration aller privaten Gebäude und c) die Reduktion von Adverser Selektion. Die Punkte b) und c) sind 

aber keine spezifischen Vorzüge der EVV, sondern Effekte der Einführung einer (partiellen) obligatorischen 

Versicherung. 

 

 Die Ortsauswahl und die angenommenen Gebäudeversicherungssummen in der Studie erscheinen 

subjektiv. Um den ökonomischen Wert der in der Studie angedeuteten Vorteile eines Versicherungsobliga-

toriums (siehe oben) zu quantifizieren wären potenziell folgende Anpassungen des Studiendesigns von 

Interesse: (i) Prämienkalkulation auf Basis versicherungsmathematischer Grundsätze unter Berücksichtigung 

von Transaktions- und Kapitalkosten, (ii) repräsentative Auswahl der betrachteten Objekte und 

Versicherungsparameter. Die Studie trifft nicht nur eine subjektive Auswahl unterschiedlicher Regionen, 

sondern nimmt unterschiedliche Versicherungssummen an – vgl. hierzu z. B. die angenommenen 

Versicherungssummen in Basel (2 Mio. CHF) versus St. Gallen (0,8 Mio. CHF). Diese Annahmen sind für 

die Aggregation von zentraler Bedeutung, da die Prämien der EVV eine Funktion der 

Versicherungssummen sind. Dies führt etwa dazu, dass die Hochrisikoregion Basel mit mehr als 

zweifachem Gewicht in etwaige Durchschnittsbetrachtungen eingeht. 

 

 Neben der angesprochenen Rechtsunsicherheit bezüglich möglicher Entschädigungsleistungen im 

Allgemeinen und dem globalen Selbstbehalt im Speziellen tauscht der Kunde bei der EVV eine stochastische 

Grösse gegen eine andere stochastische Grösse, da die Prämie nicht wie in einem Versicherungsvertrag 

fixiert ist (siehe oben). Wie an anderer Stelle gezeigt, ist der Nutzen einer solchen Ausgestaltung für alle 

risikoaversen Kunden deutlicher geringer.5 Derartige Unterschiede, welche die Risikoaversion der 

Beteiligten reflektieren, werden durch eine reine Analyse erwarteter Kosten in der vorliegenden Studie 

ausgeblendet.      

 

 In einer EVV tragen ausschliesslich die Poolteilnehmer die Risiken aus Diagnose- und Prognoserisiken.6  

Gerade im Bereich der Naturkatastrophen sind diese Risiken erheblich. Bei Versicherungslösungen werden 

 

 

 

 
5  Vgl. Schmeiser, H. / Orozco-Garcia, C. (2021): The Merits of Pooling Claims: Mutuals vs. Stock Insurers, Insurance: 

Mathematics and Economics, Vol. 99, S. 92-104. 
6  Als Diagnoserisiko werden Fehler bezeichnet, die auf der Modellkalibrierung unter Verwendung vergangener Daten 

basieren. Selbst bei einer fehlerfreien Diagnose bleibt zudem die Unsicherheit bestehen, ob die in der Vergangenheit 

ermittelte Schadengesetzmässigkeit auch in Zukunft Gültigkeit besitzt (Prognoserisiko). Zur Definition des versiche-
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diese von den Gesellschaften (inklusive Rückversicherer) und deren Eigentümern getragen. Der Transfer 

dieser Risiken zugunsten der Versicherten hat einen Wert, der sich in der Prämie widerspiegeln muss. 

    

 Die in der Studie dargelegten Durchschnittsbetrachtungen basieren auf einer Mittelwertbildung der 

Prämien ausgewählter privater Versicherungsangebote. Trotz der in Tabelle 1 der Studie dargestellten 

substanziellen Unterschiede hinsichtlich Deckungsumfang und Prämienhöhe gehen die verschiedenen 

Angebote gleichgewichtet in die Durchschnittsbetrachtung ein. Eine derartige Gleichgewichtung der 

Produkte vernachlässigt die ökonomische Relevanz einzelner Produkte, insbesondere die stärkere 

Nachfrage von Kundenseite nach Angeboten mit einem günstigeren Preis-Leistungs-Verhältnis und einem 

individuell passenden Versicherungsschutz. 

 

   

Fazit 
 

Aus unserer Sicht liefert die Studie des SED Hinweise darauf, dass ein Obligatorium für eine standardisierte 

Prämie für Erdbebenrisiken in der Schweiz sinnvoll sein kann. Dadurch kann das „Charity-Hazard-Problem”7 

vermieden und ein niedrigeres Prämienniveau erzielt werden. Vorteilen eines Obligatoriums wie einer erhöhten 

Diversifikation und einer möglichen Reduktion Adverser Selektion steht allerdings potenziell die Zunahme des 

Moralischen Risikos (z. B. geringere Anreize zur Prävention) gegenüber. Dies ist auch vor dem Hintergrund zu 

sehen, dass die aktuelle Marktdurchdringung privater Erdbebenversicherungen mit rund 20 % unserer Meinung 

nach zu niedrig ist und somit ein systematisches Risiko durch Erdbebenschäden für die Schweiz besteht. Die 

EVV ist aufgrund der dargelegten Gründe jedoch eine wenig effiziente Umsetzung eines 

Versicherungsobligatoriums. 

 

Unter Berücksichtigung der diskutierten Probleme erscheint eine etablierte Versicherungslösung als ökonomisch 

sinnvollere Alternative zum vorgeschlagenen Ex-post Verteilungsmechanismus. Aus unserer Sicht könnte die seit 

vielen Jahrzehnten bewährte verpflichtende Elementarschadendeckung, die um eine obligatorische 

Erdbebenabsicherung ergänzt wird, eine gute und pragmatische Lösung sein. Eine etwaige obligatorische 

Deckung sollte deutlich unter einer Vollversicherung liegen, um Moralische Risiken gering zu halten. Darüber 

hinaus kann es einen privaten Versicherungsmarkt geben, der zusätzliche Erdbebenrisiken wie 

Betriebsunterbrechungen oder Mietausfälle deckt (analog zu „ES-Spezial”). Ein solches Konzept vermeidet die 

dargestellten Nachteile der EVV. 

 

 

 

 
rungstechnischen Risikos und zu den verwendeten Begrifflichkeiten vgl. Albrecht, P. (1992): Zur 

Risikotransformationstheorie der Versicherung: Grundlagen und ökonomische Konsequenzen, VVW (Karlsruhe). 
7  Diese Problematik resultiert aus einer nicht vollständigen Internalisierung externer Kosten. Liegenschaftseigentümer, 

die keine Versicherung abgeschlossen haben, hoffen, dass sie im Falle eines Erdbebens aus Steuermitteln entschädigt 

werden.    


